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Antrag
der Abg. Dr. Erik Schweickert und  
Stephen Brauer u. a. FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Aufwand, Kosten und Optimierungspotenzial bei der 
Coronasoforthilfe-Abrechnung

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�aus welchen Gründen bei der Bagatellgrenze, bei der etwaige Rückzahlungen 
der Coronasoforthilfe erlassen werden, die Höhe von 250 Euro gewählt wurde;

2.	�inwiefern andere Höhen der Bagatellgrenze diskutiert wurden und wieso diese 
ggf. verworfen wurden;

3.	�wie viele bisher getätigte Rückzahlungen oder noch offene Rückforderungen 
der Coronasoforthilfe die Summe von a) 250 Euro unterschreiten und damit 
aufgrund der Bagatellgrenzen nicht geleistet werden mussten bzw. müssen,  
b) zwischen 250 und 500 Euro liegen, c) zwischen 500 und 1000 Euro liegen;

4.	�inwiefern es Vorgaben oder Empfehlungen durch den Bund oder Abstimmungen 
mit den anderen 15 Bundesländern zur Höhe der Bagatellgrenze gab;

5.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, bei welcher Höhe die anderen 15 Bun-
desländer die Bagatellgrenze zur Rückzahlung der Coronasoforthilfe ansetzen;

6.	�von welchem Bearbeitungsaufwand und -kosten je Soforthilfefall (beispielsweise 
für Anforderung der Abschlussrechnung, Prüfung des Eingangs von Abschluss-
rechnung und Zahlung, Überprüfung der Abschlussrechnung, Mahnung bei nicht 
erfolgter Einreichung einer Abschlussrechnung, etc.) sie bzw. die durchführende 
L-Bank ausgeht;

7.	�inwiefern dies durch die Beauftragung der L-Bank kostendeckend abgegolten 
ist;
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  8. �welcher Aufwand auf die L-Bank durch die inzwischen vom Wirtschaftsmi-
nisterium angekündigte neue Aufforderung zur Einreichung einer Abschluss-
rechnung zur Coronasoforthilfe sowie zur Überprüfung der Korrektheit dieser 
Abrechnungen zukommt;

  9. �inwiefern die Landesregierung oder nach ihrer Kenntnis die L-Bank Alterna-
tiven zu diesen Verfahrensschritten sieht oder in der Vergangenheit sah, die 
effizienter gewesen wären und die Ressourcen des Landes geschont hätten;

10. �wie vielen Coronasoforthilfe-Empfängern bisher eine etwaige Rückzahlung 
aufgrund von wirtschaftlichen Härten (bspw. drohende Insolvenz) erlassen 
worden ist und wie groß deren Anteil an allen bisher vollständig abgeschlos-
senen Fällen ist.

12.10.2023

Dr. Schweickert, Brauer, Reith, Scheerer, Bonath, 
Fink-Trauschel, Fischer, Haag, Haußmann, Hoher, 
Dr. Jung, Karrais, Dr. Timm Kern FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Nach Informationen der Antragsteller hat die Landesregierung eine Bagatellgrenze 
in Höhe von 250 Euro festgelegt, bei deren Unterschreitung etwaige Rückzahlun-
gen der Coronasoforthilfe erlassen werden. Dieser Antrag erkundigt sich nach den 
Hintergründen und dem Zustandekommen dieser Bagatellgrenze.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 6. November 2023 Nr. WM48-43-483/2/2 nimmt das Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.	�aus welchen Gründen bei der Bagatellgrenze, bei der etwaige Rückzahlungen 
der Coronasoforthilfe erlassen werden, die Höhe von 250 Euro gewählt wurde;

2.	�inwiefern andere Höhen der Bagatellgrenze diskutiert wurden und wieso diese 
ggf. verworfen wurden;

4.	�inwiefern es Vorgaben oder Empfehlungen durch den Bund oder Abstimmungen 
mit den anderen 15 Bundesländern zur Höhe der Bagatellgrenze gab;

5.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, bei welcher Höhe die anderen 15 Bun-
desländer die Bagatellgrenze zur Rückzahlung der Coronasoforthilfe ansetzen;

Zu 1., 2., 4. und 5.:

Zu den Ziffern 1, 2, 4 und 5 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
Stellung genommen.

Gemäß den im Frühjahr 2020 mit dem Bund geschlossenen Verwaltungsverein-
barungen über die Soforthilfe Corona sind die Länder für die Durchführung des 
Programms im jeweiligen Bundesland zuständig. Dabei hat sich die Umsetzung 
nach den geltenden landesrechtlichen Vorschriften zu richten und das jeweilige 
Landeshaushaltsrecht ist anzuwenden. Dementsprechend hat der Bund auch die 
Entscheidung über etwaige Bagatellgrenzen in den Verantwortungsbereich der 
Länder gelegt. 

Vor Einleitung des Rückforderungsverfahrens bei der Soforthilfe Corona wurde 
in diesem Zuge nach Abstimmung zwischen dem Ministerium für Finanzen und 
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dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, was seitens des Landes-
rechnungshofs begleitet wurde, die Bagatellgrenze auf den Betrag von 250 Euro 
festgelegt, um die Voraussetzungen für einen möglichst reibungslosen Ablauf des 
Massenverfahrens schaffen zu können. Denn die Bagatellgrenze dient in erster Li-
nie der Vereinfachung von Verwaltungsverfahren sowie den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit. So führt nämlich eine Bagatellgrenze nicht dazu, 
dass bestehende Rückforderungen unterhalb dieses Höchstbetrags erlassen wer-
den. Vielmehr wird bei Beträgen unterhalb der Bagatellgrenze auf die Aufhebung 
des Bewilligungsbescheides verzichtet, womit erst gar kein Erstattungsanspruch 
entsteht. 

Vorgaben zu einer etwaigen Bagatellgrenze finden sich daher auch in Nr. 8.5 der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Ministeriums für Finanzen (VV) zu 
§ 44 Landeshaushaltsordnung (LHO), die Vereinfachungsregelungen bezüglich 
der Verfahrensweise bei der Aufhebung von Bewilligungsbescheiden umfasst. 
Nr. 8.5.1 VV zu § 44 LHO sieht dabei einen Regelbetrag in Höhe von 250 Euro 
vor, unterhalb dem von einer Aufhebung von Bewilligungsbescheiden abgesehen 
werden kann. Seitens des Ministeriums für Finanzen wurde eine entsprechende 
Anwendung der für Zuwendungen geltenden Nr. 8.5.1 VV zu § 44 LHO auf die 
weitgehend als Billigkeitsleistung ausgestaltete Soforthilfe Corona für grundsätz-
lich möglich erklärt. Zudem erschien dem Landesrechnungshof ein entsprechendes 
Vorgehen sachgerecht.

Die Höhe der Bagatellgrenze bei der Soforthilfe Corona entspricht dabei nicht nur 
dem landeshaushaltsrechtlichen Regelbetrag. Mit der entsprechenden Festlegung 
konnte zudem eine programmübergreifende Einheitlichkeit und damit auch Nach-
vollziehbarkeit zur Überbrückungshilfe, Neustarthilfe sowie zur November- und 
Dezemberhilfe erreicht werden, bei denen eine bundesweit einheitliche Bagatell-
grenze in Höhe von 250 Euro abgestimmt wurde. Darüber hinausgehende gesi-
cherte Informationen zu Bagatellgrenzen in anderen Ländern liegen dem Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus nicht vor.

3.	�wie viele bisher getätigte Rückzahlungen oder noch offene Rückforderungen 
der Coronasoforthilfe die Summe von a) 250 Euro unterschreiten und damit 
aufgrund der Bagatellgrenzen nicht geleistet werden mussten bzw. müssen,  
b) zwischen 250 und 500 Euro liegen, c) zwischen 500 und 1000 Euro liegen;

Zu 3.:

Laut Auskunft der L-Bank ist im Zusammenhang mit dem zum Jahreswechsel 
2021/2022 durchgeführten Rückmeldeverfahren bei der Soforthilfe Corona bis 
zum Stichtag 30. September 2023 in 3 248 Fällen aufgrund der festgelegten Baga-
tellgrenze in Höhe von 250 Euro von einer Rückforderung angegebener Rückzah-
lungsbedarfe abgesehen worden. In 2 731 Fällen liegen bestehende oder bereits 
beglichene Rückforderung zwischen 250 und 500 Euro. In weiteren 4 805 Fällen 
liegen diese zwischen 500 und 1 000 Euro.

6.	�von welchem Bearbeitungsaufwand und -kosten je Soforthilfefall (beispielsweise 
für Anforderung der Abschlussrechnung, Prüfung des Eingangs von Abschluss-
rechnung und Zahlung, Überprüfung der Abschlussrechnung, Mahnung bei nicht 
erfolgter Einreichung einer Abschlussrechnung, etc.) sie bzw. die durchführende 
L-Bank ausgeht;

7.	�inwiefern dies durch die Beauftragung der L-Bank kostendeckend abgegolten ist;

8.	�welcher Aufwand auf die L-Bank durch die inzwischen vom Wirtschaftsminis-
terium angekündigte neue Aufforderung zur Einreichung einer Abschlussrech-
nung zur Coronasoforthilfe sowie zur Überprüfung der Korrektheit dieser Ab-
rechnungen zukommt;

Zu 6. bis 8.:

Zu den Ziffern 6 bis 8 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.
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Vorweg weist das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus darauf hin, 
dass es bei der Soforthilfe keine Abschlussrechnung (im Sinne einer Verwen-
dungsnachweisprüfung) gibt. Bei der Soforthilfe Corona ist vielmehr gemäß den 
förderrechtlichen Vorschriften und Bescheiden seitens der Empfängerinnen und 
Empfänger der Soforthilfe eine nachträgliche Selbstüberprüfung vorzunehmen. Im 
Rückmeldeverfahren wurde das Ergebnis dieser Selbstüberprüfung auf Basis einer 
Eigenerklärung erhoben.

Laut Auskunft der L-Bank entstehen ihr für nachträgliche Prüfmaßnahmen bei 
der Soforthilfe Corona insbesondere Aufwände für die technische Umsetzung 
beziehungsweise Bereitstellung der erforderlichen (digitalen) Infrastruktur, für 
(Plausibilitäts-)Prüfungen, das Rückzahlungsmanagement, beispielsweise in Form 
von Überwachung der Zahlungseingänge, Abgleich und Zuordnung von Rück-
zahlungen und Bearbeitung von Anträgen auf Zahlungserleichterungen, sowie für 
Betreibungsverfahren, Widerspruchs- und Klageverfahren und für verschiedene 
Beistellleistungen, die unter anderem die Steuerung externer Dienstleister und 
die Bereitstellung der Hotline umfassen. Die sich hieraus insgesamt ergebenden 
durchschnittlichen Kosten pro Fall bei der L-Bank können nach dortiger Auskunft 
vor Abschluss aller Verfahrensschritte noch nicht beziffert werden. Damit ist der-
zeit auch noch keine abschließende Einschätzung zur Kostendeckung bei der L-
Bank möglich.

9.	�inwiefern die Landesregierung oder nach ihrer Kenntnis die L-Bank Alternativen 
zu diesen Verfahrensschritten sieht oder in der Vergangenheit sah, die effizienter 
gewesen wären und die Ressourcen des Landes geschont hätten;

Zu 9.:

Gemäß der mit dem Bund geschlossenen Ergänzungsvereinbarung über Prüfmaß-
nahmen bei der Soforthilfe Corona ist das Land Baden-Württemberg verpflichtet, 
Rückmeldeverfahren durchzuführen, die dazu geeignet sind, eine ordnungsgemä-
ße und zweckentsprechende Mittelverwendung sicherzustellen. Dies umfasst dabei 
die Abfrage auf Basis nachträglicher Selbstüberprüfungen festgestellter Rückzah-
lungsbedarfe, die Vereinnahmung dieser sowie die vollständige Rückforderung 
ausgereichter Hilfen im Falle der Nichtbeteiligung an entsprechenden Verfahren. 

Mit den in Baden-Württemberg aufgesetzten Verfahren wurde aus Sicht des Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus zur Erfüllung dieser Pflichten ein 
gut strukturierter Prozess geschaffen. Durch die Ausgestaltung der Verfahren als 
Massenverfahren mit weitgehender Standardisierung und Automatisierung wer-
den die Belastungen für alle Beteiligten möglichst gering gehalten. Es wird davon 
ausgegangen, dass insgesamt sowohl die Verpflichtungen des Landes gegenüber 
dem Bund, als auch die Pflichten der Unternehmen im jeweiligen Verfahrensschritt 
möglichst niedrigschwellig und ohne unverhältnismäßigen Aufwand erfüllt wer-
den können und konnten. Möglichkeiten zu einem grundsätzlich anderen Vorgehen 
wurden und werden aufgrund des bestehenden Rahmens nicht gesehen.

10. �wie vielen Coronasoforthilfe-Empfängern bisher eine etwaige Rückzahlung 
aufgrund von wirtschaftlichen Härten (bspw. drohende Insolvenz) erlassen 
worden ist und wie groß deren Anteil an allen bisher vollständig abgeschlos-
senen Fällen ist.

Zu 10.:

Laut Auskunft der L-Bank ist bislang noch kein Verfahren abgeschlossen, in dessen 
Rahmen über den etwaigen Erlass von auf dem bei der Soforthilfe Corona durchge-
führten Rückmeldeverfahren basierenden Forderungen entschieden wird. 

Dr. Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Tourismus 


